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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Einzelfrage zu Leistungen in besonderen Fällen nach dem  
Asylbewerberleistungsgesetz 

 

§ 2 AsylbLG regelt abweichend von §§ 3, 4, 6, 6a, 6b und 7 AsylbLG den Bezug von sogenannten 
Analogleistungen nach dem SGB XII und dem zweiten Teil des SGB IX. Die Regelung ermöglicht 
damit einen Leistungsbezug auf höherem Niveau. Der Anspruch setzt voraus, dass Leistungsbe-
rechtigte i.S.v. § 1 AsylbLG die sich seit 18 Monaten ohne wesentliche Unterbrechung im Bun-
desgebiet aufhalten und diese die Dauer ihres Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst be-
einflusst haben. Zentrale Voraussetzung des Anspruchs ist die Erfüllung der Wartezeit von 18 
Monaten.1 

Des Weiteren sieht § 2 AsylbLG als negative Voraussetzung vor, dass der Aufenthalt nicht rechts-
missbräuchlich durch den Leistungsberechtigten beeinflusst wurde. 

Das Vorliegen der rechtsmissbräuchlichen Beeinflussung des Aufenthalts ist unter Berücksichti-
gung der Umstände des Einzelfalles zu beurteilen und setzt ein vorsätzliches und sozialwidriges 
Verhalten des Leistungsberechtigten voraus, das auf die Aufenthaltsverlängerung zielt. Die Sozi-
alwidrigkeit des Verhaltens ist anzunehmen, wenn das Verhalten unter Berücksichtigung des 
Einzelfalls, der besonderen Situation eines Ausländers in der Bundesrepublik Deutschland und 
der besonderen Eigenheiten des AsylbLG unentschuldbar ist.2 

Ein rechtsmissbräuchliches Verhalten im Sinne des § 2 AsylbLG ist bspw. anzunehmen bei Ver-
nichtung des Passes, Angaben einer falschen Identität, fehlender Mitwirkung bei der Beschaffung 
von Passersatzpapieren, Verhinderung der Abschiebung oder Überstellung in Dublin-Fällen 
durch Untertauchen oder Umzug oder bei Verstößen gegen Melde-, Auskunfts- und Mitwirkungs-
pflichten. 

  

 

1 vgl. Grube/Wahrendorf/Flint/Leopold, AsylbLG, § 2 Rn. 1, 2, 8. 

2 BSG, Urteil vom 17.6.2008 - B 8/9b AY 1/07 R – LSG Nordrhein-Westfalen, Rn. 33. 
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Ob im Einzelfall ein rechtsmissbräuchliches Verhalten des Leistungsberechtigten vorliegt, ist 
durch den Leistungsträger zu ermitteln. Die jeweiligen maßgeblichen Tatsachen können bei der 
Ausländerbehörde oder dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nach § 90 Abs. 3 Auf-
enthG erfragt werden. Zudem bieten sich die Befragung des Leistungsberechtigten sowie die Ein-
sicht in die Ausländer- oder Asylverfahrensakte an. Die materielle Beweislast für das Vorliegen 
des Rechtsmissbrauchs liegt bei der Behörde. Dem Ausländer obliegt die Darlegungslast, die nur 
in ihr Wissen gestellten Umstände der Einreise zu offenbaren.3 

Die Leistungen nach § 2 AsylbLG müssen nicht gesondert beantragt werden. Sie setzen taggenau 
nach Ablauf der 18-monatigen Wartefrist ein. Die Prüfung der Voraussetzungen des § 2 AsylbLG 
erfolgt von Amts wegen.4 

Der genaue Ablauf des Verwaltungsverfahrens richtet sich nach den jeweiligen Verfahrensvor-
schriften der Länder. 

*** 

 

3 Grube/Wahrendorf/Flint/Leopold, SGB XII, § 2 AsylbLG, Rn. 33-34. 

4 Grube/Wahrendorf/Flint/Leopold, SGB XII, § 2 AsylbLG, Rn. 39. 


